
Überall dort, wo der Mensch begonnen hat, Wüsten landwirt-
schaftlich zu nutzen, kämpft er gegen Bodenversalzung und 
Austrocknung. Der Klimawandel wird die Situation in vielen 
Regionen der Welt verschärfen und hinterlässt bereits heute 
seine Spuren. Die Antwort muss heißen: Anpassen – und 
zugleich das Klima schützen. Mit seiner Expertise trägt das 
UFZ dazu bei, die Folgen des Klimawandels zu erforschen und 
Anpassungsstrategien zu entwickeln.    
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Palette naturwissenschaftlicher und sozial-
wissenschaftlicher Forschung maßgeblich 
beteiligt.

Einen Überblick über einige der aktuell hier-
zu am UFZ bearbeiteten Themen gibt ihnen 
das vorliegende Heft. Ich wünsche Ihnen 
beim Lesen viel Vergnügen.

Klimawandel –  
Eine gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung

Prof. Dr. Georg Teutsch
Wissenschaftlicher Geschäftsführer  
des Helmholtz-Zentrums für Umwelt- 
forschung – UFZ

Die Wissenschaft ist sich einig: Das Klima  
ändert sich – maßgeblich auch durch den 
Einfluss des Menschen. Der vierte Klima-
Report des Weltklimarates (IPCC) bestätigt: 
Ein globaler Temperaturanstieg im jährlichen 
Mittel in den nächsten 50 bis 100 Jahren 
von zwei bis vier Grad Celsius ist unvermeid-
lich. Selbst wenn der Klimaschutzgipfel in 
Kopenhagen erfolgreich sein sollte, wird die  
globale Erwärmung noch eine Weile an-
halten. Wir wissen auch, dass eine globale 
Erwärmung nicht zum ersten Mal in der 
Erdgeschichte stattfindet, aber zum ersten 
Mal derartig schnell und mit 6,7 Milliarden 
Menschen an Bord – im Jahr 2050 werden 
es voraussichtlich 9 Milliarden Menschen 
sein. Experten sind sich auch einig: Der 
Klimawandel wird weit reichende Folgen 
für Mensch und Umwelt haben, die alle 
betreffen werden – direkt oder indirekt. 
Niederschläge werden sich anders vertei-
len. Starkregen, Hitzeperioden und Stürme 
werden sich häufen. Schleichende Verände-
rungen werden auf lange Sicht das Umfeld 
des Menschen verändern. Blütezeiten 
verschieben sich, Pflanzen- und Tierarten 
wandern, Bäche und Flüsse verändern sich, 
die Gebirgsgletscher schmelzen, Krankheits-
erreger können sich bei höheren Tempera-
turen besonders gut vermehren und werden 
den Weg in die heute gemäßigten Klima
regionen finden. 

Wenn sich im Dezember 2009 mehr als 
10.000 Teilnehmer auf der Klimakonferenz  
in Kopenhagen treffen, wird bei den Ver- 
handlungen neben dem Klimaschutz  
(Mitigation) auch die Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels (Adaptation) eine 
wichtige Rolle spielen. Denn eine integrierte 
Klimapolitik besteht aus beiden Säulen.  

Das eine wird ohne das andere nicht funk-
tionieren. Und wie der Klimaschutz ist auch 
die Anpassung eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, die die Akteure aus Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und jeden Einzelnen 
fordert. Der ehemalige Weltbankchef  
Sir Nicholas Stern hat errechnet, dass ein 
ungebremster Klimawandel bis zu 20 Pro-
zent des weltweiten Bruttosozialproduktes 
kosten könnte. Allein schon der Verlust 
der biologischen Vielfalt könnte nach einer 
ersten Schätzung von Pavan Sukhdev, dem 
Leiter des Projektes zur wirtschaftlichen  
Bedeutung von Ökosystemen und Biodiversi-
tät (TEEB), bereits im Jahr 2050 6,3 Prozent 
des Weltbruttosozialproduktes betragen. 
Diese Zahlen zeigen deutlich, dass gehan-
delt werden muss. 

Die Bundesregierung hat mit verschiedenen 
Forschungsprogrammen sowie der Einrich-
tung des Climate Service Centers (CSC) als 
zentrale Beratungs- und Informationsplatt-
form zwischen Wissenschaft und Gesell-
schaft reagiert. Die Helmholtz-Gemeinschaft 
konzentriert sich mit ihren Beiträgen vor 
allem auf den regionalen Maßstab. Die 
von acht Zentren gestartete Helmholtz-
Klimainitiative bündelt und koordiniert dabei 
sowohl originäre Prozessuntersuchungen, 
das Sammeln und Verarbeiten von Daten 
auf verschiedenen Plattformen als auch die 
Analyse der Auswirkungen des Klimawan-
dels beispielsweise auf den Wasserhaushalt, 
die Biodiversität und die Landnutzung.

Das UFZ als das Helmholtz-Zentrum für Um-
weltforschung hat besondere Kompetenzen 
und Erfahrungen in der Analyse komplexer 
Umweltsysteme und ist deshalb beim  
Thema Klimawandel mit seiner ganzen 
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mit negativen Folgen des Klimawandels 
rechnen müssen.

Globaler Wandel – Regionale Wirkung
Die Wirkungen des Klimawandels zeigen 
sich auf regionaler Ebene. Beispiel Deutsch- 
land: Bei einem Business-As-Usual-Szenario 
müssen je nach Emissionsszenario und 
Klimamodelltyp zwischen 2 bis 3,5 Grad 
Celsius Temperaturanstieg bis 2100 in Kauf 
genommen werden. Diese Erwärmung wird 
sich hauptsächlich in der Variabilität der  
Niederschlagsmengen und einer Zunahme 
von extremen Wetterereignissen wie Über- 
flutungen und Stürmen auswirken. Aller-
dings sind die Prognoseunsicherheiten für 
diese Klimafolgen sehr groß. Deshalb ist 
noch ein erheblicher Modellierungs- und 
auch Monitoringaufwand zur Überprüfung 
und Verbesserung der Modellvorhersagen 
zu betreiben, um zu fundierteren Prognosen 
des regionalen Klimawandels zu kommen.  
Das gilt erst recht für die ökologischen und 
ökonomischen Folgen des Klimawandels  
und besonders für die verletzlichen Regi-
onen dieser Welt wie Zentralasien, den Mitt- 
leren Osten oder viele Megastädte, in denen 
soziale und ökonomische Randbedingungen 
wie Bildungsstand und ungleiche Einkom-
men zur Bewältigung von Klimawandelfolgen 
zu beachten sind.

Anpassung – Die notwendige Antwort 
auf den Wandel
Hier bestehen noch große Forschungslücken 
und erhebliche Unsicherheiten, da viele 
unterschiedliche natürliche und sozioöko-

Um die Erderwärmung langfristig auf zwei 
Grad zu beschränken, bedarf es einer 
großen weltweiten Kraftanstrengung. Die 
globalen Kohlenstoffemissionen müssten ab 
dem kommenden Jahr (2010) stetig sinken – 
statt wie bislang stetig zu steigen. Nur wenn 
sie im Jahr 2050 noch halb so hoch sind 
wie 1990, kann das klimapolitische Ziel 
des Treffens der großen Industrienationen 
(G8) mit den Schwellenländern Brasilien, 
Indien, China und Mexiko in L’Aquila im 
Sommer 2009 gelingen. Und selbst wenn 
die Trendwende beim weltweiten Kohlendi-
oxidausstoß gelänge, müssten wir auf dem 
langen Weg zur Klimastabilisierung mit Tem-
peraturanstiegen von bis zu 4 Grad Celsius 
im weltweiten Durchschnitt rechnen. Die 
Anpassung an den Klimawandel wird damit 
zu einer globalen Notwendigkeit.

Anpassung an den Klimawandel bedeutet, 
dass wir unsere Verletzlichkeit gegenüber 
den Folgen der Erderwärmung verringern. 
Während wir uns in Deutschland besser für 
Hitze- und Starkregenereignisse rüsten  
müssen, geht es in anderen Ländern vor- 
nehmlich darum, Gefahren aus dem Meeres- 
spiegelanstieg, extremen Wasserknapp-
heiten und dem Verlust empfindlicher 
Ökosysteme wie Korallenriffen zu begegnen. 
Die Länder des Südens werden die Haupt-
last der Folgen der Erderwärmung tragen, 
während die Länder des Nordens davon 
sogar vorübergehend profitieren. Aber mit 
der zunehmenden Erderwärmung werden 
sich auch diese Vorteile in ihr Gegenteil 
verkehren, so dass wir langfristig weltweit 

nomische Faktoren im Zusammenhang zu 
betrachten sind. Darin sieht das UFZ seine 
Aufgabe: In der systemischen Erforschung 
von regionalen Klimawandelfolgen in 
Deutschland und den besonders verletz-
lichen Regionen dieser Welt, um Konzepte 
aufzustellen, mit denen die Folgen des 
Klimawandels bewältigt werden können. Ziel 
aller Anpassungsmaßnahmen sollte es sein, 
Gefahren und Schäden für Ökosysteme, die 
menschliche Gesundheit sowie Infrastruk-
turen zu minimieren. Doch welche Anpas-
sungsoptionen haben wir und welche sind 
die richtigen? Wie lassen sich Synergien und 
Konflikte vernünftig abwägen, um direkte 
oder indirekte negative Folgen vermeint-
lich sinnvoller Anpassungsmaßnahmen zu 
vermeiden? Beispiel: Die extensive Nutzung 
von Bioenergie als Strategie zur Senkung 
der Treibhausgasemissionen macht uns an-
fälliger gegen Klimaschwankungen, erhöht 
also die gesellschaftliche Verletzlichkeit. Die 
Schaffung von städtischen Grünkorridoren 
dagegen bindet Kohlenstoff und verbessert 
das Stadtklima. Adaptation (Klimaanpas-
sung) und Mitigation (Klimaschutz) stehen 
insoweit nicht im Gegensatz zueinander. 
Das eine ohne das andere griffe jeweils zu 
kurz. Was wir brauchen, ist eine integrierte 
Klimaschutz- und Klimawandelpolitik.

Anpassungspolitiken finden heute bereits 
auf unterschiedlichen Ebenen statt. Die 
Vereinten Nationen erörtern bereits seit 
dem Umweltgipfel von Rio (1992) internatio-
nale Maßnahmen zur Stärkung der Anpas-
sungsfähigkeit in besonders verletzlichen 

Forschung für eine integrierte Klimaschutz- 
und Klimawandelpolitik

Tausende Klimaanlagen, um sich Abkühlung in 
Büros und Wohnungen zu verschaffen – so könnte 
Anpassung an den Klimawandel aussehen, wenn 
die Sommer länger und heißer werden. Doch als 
wahre Stromfresser sind Klimaanlagen zugleich 
Klimasünder, die den Klimawandel weiter voran-
treiben.
Foto: www.fotolia.de

Tausende Klimaanlagen, um sich Abkühlung in 
Büros und Wohnungen zu verschaffen – so könnte 
Anpassung an den Klimawandel aussehen, wenn 
die Sommer länger und heißer werden. Doch als 
wahre Stromfresser sind Klimaanlagen zugleich 
Klimasünder, die den Klimawandel weiter voran-
treiben.
Foto: www.fotolia.de
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Regionen dieser Welt. Zwei Prozent der Um-
sätze des so genannten Clean Development 
Mechanism (CDM) fließen bereits heute in 
einen Fonds für Anpassungsmaßnahmen 
in den besonders verletzlichen Ländern der 
Welt. Das ist aber nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Gemessen am weltweiten 
Bedarf von mindestens 9bis 41 Milliarden 
US-Dollar pro Jahr (Angaben der Weltbank) 
sind die Mittel aus der CDM-Steuer (zirka 
180 Millionen in 2009) selbst bei optimis
tischer Zukunftsprognose für den CDM bei 
weitem nicht ausreichend. Zusätzliche Mittel 
wurden von den G8 z. B. für die Länder 
Afrikas versprochen, aber es ist fraglich, ob 
das Mittel sind, die tatsächlich zusätzlich zur 
offiziellen Entwicklungshilfe fließen oder nur 
ohnehin gemachte Hilfszusagen ersetzen. 
Auch der Mitteltransfer der Hilfe für Afrika 
gestaltet sich zäh. Hier müssen auf der Kli-
makonferenz COP 15 in Kopenhagen neue, 
effektive Instrumente gefunden werden, um 
den gewaltigen zukünftigen Finanzierungs-
bedarf in den Ländern des Südens decken 
zu können.

Gobal denken
Die globale Finanzkrise macht deutlich, 
welche enormen Mittel in sehr kurzer Frist 
international koordiniert mobilisiert werden 
können, wenn die Gefahren für die Weltwirt-
schaft erkannt sind. Der Klimawandel ist  
wie die Finanzkrise ein systemisches Risiko 
für die Weltwirtschaft – wenn auch auf 
längere Sicht. Es wäre ein Gebot politischer 
Klugheit und Fairness gegenüber zukünf-
tigen Generationen, dass wir schon heute 

die vorsorgenden finanziellen Maßnahmen 
ergreifen, um uns global für den Klimawan-
del in der Zukunft zu rüsten. Den Finanz-
sektor trifft nach den Rettungsaktionen 
des Jahres 2008 hierbei eine besondere 
Verantwortung. Eine Tobin-Steuer (benannt 
nach dem US-amerikanischen Wirtschafts-
wissenschaftler James Tobin, der 1972 eine 
sehr niedrige Steuer auf sämtliche inter-
nationale Devisengeschäfte vorschlug, um 
die kurzfristige Spekulation auf Währungs-
schwankungen einzudämmen) von nur  
0,01 Prozent auf alle grenzüberschreitenden 
Finanztransaktionen allein könnte hier ein 
weltweites Aufkommen von 125 Milliarden 
Dollar pro Jahr erbringen. Damit kämen wir 
in die Größenordnung der tatsächlichen 
benötigten Finanzmittel für die Anpassung 
an den Klimawandel. Ein solcher grüner 

„New Deal“ wäre nachhaltiger und scheint 
gegenwärtig politisch greifbarer als eine 
internationale Auktion von CO2-Emissions-
rechten unter UN-Hoheit. Ansonsten bleibt 
uns nur das Hoffen auf die Philanthrophie. 
Rückversicherer und andere internationale 
Unternehmen, die ihre globale Verantwor-
tung verstanden haben, können durch neue 
Formen des „Fundraising“ (z. B. ein Rating 
von Anpassungsprojekten in Entwicklungs-
ländern nach Synergiepotenzialen) systema-
tisch zu Spendenaktionen motiviert werden.

Regional handeln
Die Europäische Union (EU) hat mit ihrer 
Anpassungsstrategie aus dem Jahr 2009 
den Anstoß zu einem Prozess gegeben, auf 
Länderebene geeignete Strategien in den 

verschiedenen Sektoren und Regionen 
auszuarbeiten und einen Prozess der poli-
tischen Willensbildung in den Ländern sowie 
auf der Ebene der Kommunen anzustoßen. 
Eine erste Bestandsaufnahme zeigt: Noch 
fehlt es an geeigneten Monitoring- und  
Indikatorensystemen, um den Erfolg der  
Anpassungsmaßnahmen effektiv und regel-
mäßig zu kontrollieren und die Anpassungs-
politiken zwischen Europäischer Gemein-
schaft, nationalen Regierungen, Regionen 
und Gemeinden wirksam zu koordinieren  
(siehe Beitrag Seite 28). Synergien suchen 
und Konflikte vermeiden ist auch hier die 
Zauberformel der nächsten Zeit. Zu einer 
wirksamen Strategie der Anpassung im 
Multiebenen- und Multisektorensystem der 
Europäischen Gemeinschaften kommen 
wir nur, wenn rechtliche, politische und 
ökonomische Synergien mit den Zielset-
zungen in den Sektoren (z. B. Gesundheits-
politik, Verkehr, Landwirtschaft) und auf 
den unterschiedlichen Ebenen gesucht bzw. 
Konflikte vermieden werden. Sonst bleibt 
es bei bloßen Absichtserklärungen. Die EU 
kann auch in dieser Frage globale Führungs-
qualitäten zeigen.

UFZ-Ansprechpartner:

 Prof. Dr. Reimund Schwarze 
 Dept. Ökonomie

Telefon: 0341/235-1607
e-mail: reimund.schwarze@ufz.de

mehr Informationen: 
www.ufz.de/index.php?de=15992

http://www.ufz.de/index.php?de=15992
mailto:reimund.schwarze@ufz.de
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Prof. Dr. Erik Gawel ist stellvertreten-
der Leiter des Departments Ökonomie 
und Direktor des Instituts für Infra-
struktur und Ressourcenmanagement 
der Universität Leipzig. Seine For- 
schungsschwerpunkte sind die Um- 
welt- und Institutionenökonomik  
sowie die Finanzwissenschaft. Aktu-
elle Forschungsfragen betreffen die 
Konzeption nachhaltiger Bioenergie-
Strategien und die Ökonomie der 
Klimaanpassung.

Telefon: 0341/235-1940
e-mail: erik.gawel@ufz.de

Standpunkt: Bioenergie –  
Hoffnungsträger für den Klimaschutz?

Die Nutzung erneuerbarer Energien aus Biomasse gilt weithin 
als Hoffnungsträger. Einerseits verspricht sie klimapolitisch eine 
deutliche Reduktion der Treibhausgase. Zugleich erschließt sie 
zusätzliche Energiequellen, die für die Befriedigung des weltweit 
wachsenden Energiebedarfs dringend benötigt werden. Anders 
als die Energie aus Sonne und Wind ist Biomasse zudem jeder-
zeit verfügbar und vielfältig einsetzbar – für Strom- und Wärme-
produktion ebenso wie für Kraftstoffe. Ganz nebenbei wird die 
Abhängigkeit von knapper werdenden fossilen Rohstoffen und 
drohenden Preissprüngen gemindert. Traditionelle Land- und 
Forstwirtschaft erhoffen sich von Bioenergiemärkten einen neu-
en Nachfrageschub, und die staatliche Wirtschaftspolitik wittert 
Exportchancen für Biomassetechnologie und neue Wertschöp-
fungsquellen für strukturschwache ländliche Räume. Vor diesem 
Hintergrund verwundert es nicht, daß die Politik in den letzten 
Jahren die Zeichen auf massiven Ausbau der Bioenergienutzung 
gestellt hatte.

Probleme durch Landnutzungswandel
Doch das Bild von der Wunderwaffe der Klima- und Energie-
politik hat empfindliche Kratzer bekommen: Bioenergie steht 
plötzlich in der Kritik, durch Umwidmung agrarischer Produkti-
onsfaktoren für die Energiebereitstellung die Ernährungssicher-
heit einer wachsenden Weltbevölkerung zu gefährden. Darüber 
hinaus drohen bei ungesteuerter Bioenergiebereitstellung globa-
le Landnutzungsänderungen, die wichtige ökologische Schutz-
güter wie Biodiversität, Wasserhaushalt und Bodenintegrität, 
die sozioökonomischen Lebensbedingungen der Menschen in 
den Bioenergieregionen, ja selbst die erwünschte Klimaneu-
tralität beeinträchtigen können, soweit die Flächenumnutzung 
für Biomasse und ihre Verarbeitung mehr CO2 freisetzen, als 
gleichzeitig gegenüber fossilen Brennstoffen eingespart werden 
kann. Indonesisches Palmöl, das auf ehemaligen Regenwald-
standorten gewonnen und hierzulande als Bio-Diesel verfeuert 
wird – und überdies noch den dringend nötigen Wandel hin zur 
Elektromobilität verzögert – wurde zum Inbegriff einer verfehl-
ten Bioenergie-Politik. Verunsicherung ist eingetreten: Was kann 
Bioenergie für den Klimaschutz tatsächlich bewirken? Sind die 

Nebenwirkungen unbeherrschbar? Welche Nutzungsformen und 
Einsatzmöglichkeiten können wirklich als nachhaltig gelten? Die 
internationale Forschung muss hierfür rasch das nötige Wissen 
bereitstellen, damit die Weichen auf nachhaltige Bioenergie-Nut-
zungspfade gestellt und Fehlentwicklungen vermieden werden 
können. Die Suche nach synergistischen Optionen wird somit 
zum Schlüssel für den Erfolg der Klimaschutzstrategie „Bio
energie“: Wir brauchen Optionen für eine Bioenergieproduktion, 
die umwelt- und naturverträglich ist, Nutzungskonkurrenzen 
vermeidet und sich selbst als robust gegenüber dem Klimawan-
del erweist.

Forschungsziel: Ganzheitliche Lösungsstrategien
Einen solchen erweiterten Forschungsansatz hierzu verfolgen 
Wissenschaftler verschiedener Fachrichtungen am UFZ: Sie 
untersuchen die Wechselwirkungen der Gewinnung von Energie 
aus Biomasse mit ökologischen, technologischen und sozio- 
ökonomischen Aspekten der Landnutzung, spüren nachhal- 
tige Bioenergieoptionen auf und entwerfen jeweils geeignete 
Steuerungsinstrumente. So werden existierende und neue 
Bioenergiesysteme systematisch in ihrer Energieeffizienz und 
Klimabilanz, aber auch ihren Auswirkungen auf Biodiversität, 
Wasser und Boden analysiert – jeweils unter Berücksichtigung 
des Klimawandels. Mithilfe von Experimenten und Model
lierungen kann so das Verständnis der komplexen Zusammen-
hänge zwischen Naturhaushalt, Klimaeffekt und Energieaus
beute auf einer regionalen Skala verbessert werden. Parallel 
dazu untersuchen die Forscher die Wirkung politischer Anreize 
zur Förderung von Bioenergie im Zusammenspiel mit globali-
sierten Märkten auf Landnutzungsentscheidungen und deren 
Folgen für Natur und Umwelt. Das erlaubt Rückschlüsse zur 
adäquaten Gestaltung von Steuerungsinstrumenten und zur Ver-
meidung von Fehlanreizen. Schließlich arbeiten Biotechnologen 
daran, die Energie- und Flächeneffizienz nachhaltiger Bioener-
giepfade weiter zu erhöhen. Ein Beispiel ist die Gewinnung von 
Biomethan aus mehrjährigen, zellulosehaltigen Energiepflanzen 
(z. B. Miscanthus, Pappel) zur Einspeisung in das Erdgasnetz. 
Die Forschungsarbeiten erfolgen in enger Kooperation mit dem 
Deutschen Biomasseforschungszentrum (DBFZ), das über lang-
jährige technologische und systemanalytische Kompetenzen in 
diesem Bereich verfügt. 

Bioenergie als Baustein einer neuen Klimaschutzstrategie
Diese Forschungsarbeiten tragen dazu bei, Strategien zur 
Integration des Klimaschutzes in komplexe globale Landnut-
zungsentscheidungen zu entwickeln: Gerade die klimatisch 
sensible Verfügung über die Ressource Land muss künftig 
Klimawirkungen berücksichtigen. Andererseits bedarf es der 
verbesserten Integration des Klimatreibers „Landnutzung“ in 
die internationale Klimapolitik. Dabei kann eine nachhaltige 
Bioenergieproduktion sowohl zur Emissionsvermeidung als  
auch zur Klimaanpassung beitragen. 
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schlag fällt, waren es meist reine Kiefern-
wälder, die nach 1990 ökologisch umgebaut 
und vorrangig mit Traubeneichen durchsetzt 
wurden. Ziel dieser Waldumbaumaßnahmen 
war die Schaffung risikosicherer und ökolo-
gisch wertvollerer Mischbestände. Doch das 
ist nicht so einfach: Bei trockenem Klima 
sowie schlechterer Nährstoffsättigung und 
Wasserspeicherfähigkeit der Böden kann 
die Traubeneiche nicht optimal wachsen. 
Praktische Erfahrungen sowie die wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit einem 
derartigen Waldumbau gab es bislang kaum. 
Das BMBF-Verbundprojekt Oakchain behan-
delt die Schlüsselparameter im Kontext sich 
ändernder Klimabedingungen nun interdiszi-
plinär: genetische Anpassungsfähigkeit der 
Bäume, Kohlenstoff-Sequestrierung, Phäno-
logie und Vitalität, Reaktion der Bestände 
auf zunehmenden Trockenstress sowie 
Gefährdung durch biotische Schaderreger. 
Dadurch werden Aussagen über die Anpas-
sungsfähigkeit der Eichen-Kiefern-Mischwäl-
der unter sich ändernden Klimabedingungen 
in der Zukunft ermöglicht.

Dabei geht es nicht nur darum, die beste 
Baummischung für die klimatischen Bedin-
gungen der Zukunft zu finden, sondern es 
gilt auch, Überzeugungsarbeit bei Waldbe-
sitzern zu leisten: Nadelhölzer können nach 
zirka 30 bis 40 Jahren erstmals geschlagen 
werden, Eichen hingegen erst nach rund 
100 Jahren. Da ist ein grundsätzliches Um-
denken bei den Nutzern der Wälder gefragt. 

Unsere Wälder müssen sich verändern: Sol-
len sie den Auswirkungen des Klimawandels 
wie Temperaturanstieg und Veränderungen 
in den Niederschlägen sowie den Bedro-
hungen durch Schadstoffe gewachsen sein, 
braucht es neue Konzepte für Deutschlands 
Wälder von morgen. „Die Herausforderung 
besteht darin, geeignete Strategien und 
Maßnahmen zur Risikominimierung und zum 
Schutz von Ökosystemen und Biodiversität 
zu entwickeln und umzusetzen“, bringt es 
Andreas Werntze vom UFZ auf den Punkt. 
Im Rahmen des 2010 auslaufenden Förder-
schwerpunktes „Nachhaltige Waldwirtschaft“ 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) befassen sich mehrere
Verbundprojekte mit genau diesem Pro-
blemfeld. Andreas Werntze ist Spezialist 
für die Forst-Holz-Kette und ist tätig in der 
wissenschaftlichen Begleitung des BMBF-
Programmes. Er ist besonders zufrieden 
über die vielen praxisnahen und sehr 
konkreten Lösungsansätze, die der über fünf 
Jahre laufende Förderschwerpunkt bereits 
hervorgebracht hat. Wie zum Beispiel das 
Verbundprojekt Oakchain (deutsch: Eichen-
kette), in dem grundlegende Erfahrungen 
eines Waldumbaus durch Anpflanzen von 
Traubeneichen im nordostdeutschen Tief-
land gewonnen wurden.
 
Eichenkette macht Kiefernwald stärker
Im Nordosten Deutschlands prägen Buchen- 
und Buchen-Eichenwälder das Landschafts-
bild. In Regionen, in denen weniger Nieder-

„Unter Berücksichtigung der Standortver-
hältnisse könnten prinzipiell die Folgen von 
Unwetterkatastrophen, die verheerende 
Stürme wie Kyrill mit riesigen Schadflächen 
anrichten, als Chance für nachhaltige Auf-
forstung genutzt werden“, betont Andreas 
Werntze. Denn – soviel wissen die Forscher 
bereits – Eichen-Kiefern-Mischwälder kön-
nen den Klimaveränderungen besser trotzen 
und zudem das ökologische Gleichgewicht 
stabilisieren. Im Rahmen von Oakchain 
werden Bewirtschaftungsempfehlungen für 
Eichen-Kiefern-Mischwälder erarbeitet, die 
eine nachhaltige Waldwirtschaft sichern 
sollen. Basis dafür sind Untersuchungen zur 
Biodiversität, Standortqualität, Nährstoffver-
sorgung von Böden und Bäumen, ober- und 
unterirdischem Wachstum der Bestände, 
Konkurrenz der beiden Baumarten sowie 

Klimawandel
und nachhaltige Waldwirtschaft

Von Eichenketten, Abstammungsfragen und willkommenem Regen

Auf so genannten Kurzumtriebsplantagen 
wird untersucht, welche Chancen Anbau, 
Ernte und Biomasseverwertung schnell 
wachsender Baumarten wie Pappeln und 
Weiden auf landwirtschaftlichen Flächen 
haben. Dazu begleiten Wissenschaftler die 
Praktiker vom geeigneten Steckling bis 
zur Erntemaschine, von der Wahl des Stand-
ortes bis zur ökonomischen und ökolo-
gischen Bilanz.
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Quantität und Qualität des anfallenden 
Holzes. Diese Informationen werden in 
ein Entscheidungs-Unterstützungs-System 
(DSS) integriert, das Empfehlungen für eine 
nachhaltige Bewirtschaftung der Misch
bestände erstellt. Nicht zuletzt werden  
innerhalb des transdisziplinären Projektes 
Innovationen in den Bereichen Holz-
nutzung und Holzlogistik entwickelt, die  
die Zukunftsfähigkeit der Holzindustrie  
substanziell verbessern: Das reicht von
neuartigen Verwendungsmöglichkeiten für 
Eichen(schwach)holz, über die Produktion 
von Eichen-Thermoholz, innovativen Mar-
ketinginstrumenten bis hin zu verbesserten 
Abläufen der Forstlogistik, die die Kosten 
dieses Sektors signifikant senken sollen.
 
Vielfalt als Antwort auf unsichere Bedin-
gungen.
Ebenfalls im Nordosten Deutschlands sind 
Wissenschaftler im BMBF-Verbundprojekt 
NEWAL-NET (Nachhaltige Entwicklung von 
Waldlandschaften im Nordostdeutschen 
Tiefland) aktiv. „Wie können Wälder auf den 
Klimawandel vorbereitet werden? Welche 
Baumarten muss man heute pflanzen, damit 
unsere Enkel und Urenkel noch gesunde 
Wälder vorfinden können?“, sind zentrale 
Fragen. Leider können Klimamodelle heute 
erst Vorhersagen für die nächsten rund 50 
Jahre treffen, Bäume leben jedoch erheb- 
lich länger. Um viele zukünftige Klima-Even– 
tualitäten abzudecken, scheint es also rat– 
sam, eine große Artenvielfalt in den Wäldern 
heranzuziehen. Doch dieser Gedanke greift 
zu kurz: Es müssen die richtigen Arten in  

der richtigen Kombination sein, um eine  
hohe Stabilität des Ökosystems zu sichern.  
Welche das sein könnten, kreisen die Un-
tersuchungen im Rahmen von NEWAL-NET 
näher ein. Obwohl es im Rahmen dieses  
Projektes vordergründig um die Folgen für 
den Wasserhaushalt und die Atmosphäre 
geht, müssen dabei doch eine Reihe wei- 
terer Anforderungen berücksichtigt werden: 
Die Nachfrage nach erneuerbaren Roh-
stoffen und Energien, technische und auch 
gesellschaftliche Entwicklungen lassen 
die Ansprüche an die Bewirtschaftung von 
Wäldern ständig wachsen. Zugleich besteht 
die Notwendigkeit der Nachhaltigkeit der 
Bewirtschaftung weiter – gerade in empfind-
lichen Ökosystemen. Ein möglicher Ausweg 
wird im „klimaplastischen Laubmischwald“ 
gesehen, der für zukünftige Entwicklungen 
mehrere Entwicklungspfade – so genannte 
„Freiheitsgrade“ – offen hält. Die Anpassung 
von Wäldern an veränderliche natürliche 
und gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
durch Selbstorganisationsfähigkeit, Stand-
ortplastizität und funktionelle Diversität der 
Wälder wird im NEWAL-NET-Projekt ausführ-
lich beschrieben. Dazu kommt die Abschät-
zung von Änderungen der Waldnutzung in 
ihren komplexen Wirkungen auf das System 

„Landschaft“ unter veränderlichen Umwelt-, 
Standort- und Rahmenbedingungen.
 
Wald von morgen nur von bester Her-
kunft
Um eine größtmögliche Anpassungsfähig-
keit an sich ändernde Umweltbedingungen 
zu erreichen, ist die erstklassige Genetik 

UFZ-Ansprechpartner:

 Andreas Werntze, MSc. 
 Dept.  Naturschutzforschung

Telefon: 0341/235-1816
e-mail: andreas.werntze@ufz.de

mehr Informationen: 
www.nachhaltige-waldwirtschaft.de

des Saat- und Pflanzgutes außerordentlich 
wichtig. Darüber hinaus entscheidet die 
geeignete Herkunft auch über das Pro-
duktionspotenzial der Waldbäume. Wie 
die Authentizität von forstlichem Vermeh-
rungsgut systematisch überprüft und damit 
die Qualität unserer Wälder der Zukunft 
gesichert werden kann – damit befasste 
sich das BMBF-Verbundprojekt Herkunfts-
kontrolle. Aufgrund der prognostizierten 
Klimaänderungen wird ein erheblicher Anteil 
der in Deutschland auf etwa elf Millionen 
Hektar stockenden Bestände als nicht oder 
nicht mehr standortgerecht bzw. risikobe-
haftet eingestuft werden: Ein Waldumbau 
hin zu stabilen Mischwäldern ist notwendig 
und bringt einen Baumartenwechsel mit 
sich. Ungenügende Kontrolle würde die 
Verwendung nicht angepasster Herkünfte 
begünstigen und könnte langfristige Schä-
den der Waldentwicklung, Gewinneinbußen 
für die Forstbetriebe und hohe Folgekosten 
nach sich ziehen – ganz abgesehen von den 
entstehenden Umweltschäden. Die Wahl der 
geeigneten Herkunft ist somit auch aus öko-
logischen Gründen zwingend erforderlich. 

http://www.nachhaltige-waldwirtschaft.de
mailto:andreas.werntze@ufz.de
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intakte Korallenriffe oder Mangrovenwälder 
die Gefahr für Menschen, die von klimabe-
dingten Extremereignissen ausgeht, z. B. 
Stürmen oder Fluten. Vor diesem Hinter-
grund versucht TEEB die ökosystemaren 
Dienstleistungen, die von einer intakten 
Natur ausgehen, besser zu erfassen, zu 
beschreiben und deren Bedeutung für unser 
Wohlergehen aus ökonomischer Perspektive 
abzuschätzen. 

Können Sie das bitte an ein paar Beispie-
len erläutern? 
Die TEEB-Studie will mit ökonomischen Fak-
ten das Problembewusstsein für den Verlust 
von Biodiversität und von ökosystemaren 
Dienstleistungen schärfen. Wir versuchen 
nicht, einen genauen Geldwert für die Natur 
zu errechnen, sondern der ökonomischen 
Dimension des Problems mehr Gewicht zu 

Sie leiten die internationale TEEB-Studie 
(The Economics of Ecosystems and Bio-
diversity – TEEB). Was hat Biodiversität 
mit Klimawandel zu tun?
Der Rückgang der Biodiversität und der 
Klimawandel hängen in zweierlei Weise 
zusammen: Einerseits trägt die globale 
Erwärmung wesentlich zum fortschreiten-
den Artenschwund und zu der Zerstörung 
von Ökosystemen bei. Nach Berechnungen 
des Intergovernmental Panel on Climate 
Change (www.IPCC.ch) ist der Klimawandel 
die zweitgrößte Triebkraft für den prognos-
tizierten Biodiversitätsverlust bis zum Jahr 
2050. Andererseits besteht eine Kausalität 
auch in der umgekehrten Richtung. Die  
Zerstörung von Ökosystemen und insbe-
sondere die anhaltende Abholzung der tro-
pischen Regenwälder führen zu zusätzlichen 
CO2-Emissionen. In diesen Wäldern ist 
etwa ein Viertel des gesamten terrestrisch 
gebundenen CO2 gespeichert, das bei ihrer 
Rodung freigesetzt würde. Gleichzeitig wird 
mit der Abholzung der tropischen Wälder 
auch eine wesentliche CO2-Senke zerstört. 
Berechnungen zufolge binden diese Wälder 
bis zu 4,8 Gigatonnen CO2 aus der Atmo-
sphäre – und das jährlich!

Vitale Ökosysteme zeigen oftmals eine 
bessere Stabilität und Anpassungsfähig-
keit an die Phänomene des Klimawandels 
und bieten Menschen besseren Schutz vor 
dessen Folgen. Beispielsweise verringern 

verschaffen. Dabei geht es um die Konse- 
quenzen für ganze Volkswirtschaften wie 
auch für den Einzelnen: Mehr als eine Milli-
arde Menschen sind auf Fisch als wichtigste 
oder gar einzige Quelle tierischen Proteins 
angewiesen. Die Lebensgrundlage von etwa 
500 Millionen Menschen hängt von leben-
den, intakten Korallenriffen ab. Wir erleben 
weltweit, wie sich die natürlichen Lebensbe-
dingungen für Bienenvölker verschlechtern 
und damit die Bestäubungskapazität für 
eine Vielzahl von Lebensmitteln sinkt. Auch 
wird geschätzt, dass bis zu 50 Prozent der 
pharmazeutischen Produkte weltweit (mit 
einem Marktvolumen von etwa 650 Milliar-
den Dollar pro Jahr) auf natürlichen gene-
tischen Ressourcen beruhen. Die Ermittlung 
monetärer Werte für einzelne Ökosystem-
Dienstleistungen hilft, dass diese bessere 
Berücksichtigung finden, beispielsweise bei 

Pavan Sukhdev im Gespräch mit Jour-
nalisten während der Bundespresse-
konferenz am 2. September 2009 in Berlin.
Foto: Klaus-Dieter Sonntag
(www.fotoplusdesign.de)

Vitale Ökosysteme SCHÜTZEN BESSER VOR  
den Folgen des Klimawandels

PAVAN SUKHDEV

Pavan Sukhdev, Vorsitzender des „Global Markets Centre“ der Deutschen Bank in 
Mumbai, ist derzeit freigestellt, um die „Green Economy Inititive“ des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen zu leiten, die unter anderem die TEEB-Studie zur 
Ökonomie der Ökosysteme und der Biodiversität umfasst. TEEB wurde 2007 von der 
EU-Kommission und dem Bundesumweltministerium in Auftrag gegeben und hat zum 
Ziel, mit der Vermittlung ökonomischer Werte neue Lösungsansätze für den Natur-
schutz und die Bewahrung ökosystemarer Dienstleistungen zu erschließen. Die wissen-
schaftliche Koordination der TEEB-Studie, an der mehr als 100 Wissenschaftler aus 26 
Ländern beteiligt sind, erfolgt durch das UFZ.

http://www.IPCC.ch
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der Bilanzierung des nationalen Volksein-
kommens, bei der Raumplanung, bei der 
Energiepolitik oder bei der Ausgestaltung 
von Instrumenten für den Naturschutz. Das 
gilt gleichermaßen für Anreizsysteme wie 
Ausgleichszahlungen für die Bereitstellung 
ökosystemarer Dienstleistungen in der 
Landwirtschaft oder auch für die Belastung 
umweltschädlicher Handlungen durch Ab- 
gaben oder Steuern. 

Im Vorfeld der Kopenhagener Klimakon-
ferenz wurde ein Update des TEEB-
Zwischenberichts vorgestellt, in dem 
die Korallenriffe und die Abholzung der 
Wälder im Mittelpunkt standen. Welcher 
Zusammenhang besteht zwischen Wäl-
dern und Korallen im Meer?
Die globale Erwärmung ist eine wesentliche 
Ursache für das Absterben der Korallen. 
Neue Untersuchungen legen den Schluss 
nahe, dass bereits ab einer CO2-Konzentra-
tion in der Atmosphäre von etwa 320 ppm 
die Regenerationsfähigkeit der Korallen 
erheblich beeinträchtigt wird. Unter der der-
zeitigen Konzentration von etwa 387 ppm 
ist ein flächenhaftes Absterben der Korallen 
sehr wahrscheinlich. Dies bedeutet, selbst 
wenn man sich auf der Kopenhagener Klima-
konferenz auf ein Ziel zur Stabilisierung der 
CO2-Konzentration in der Atmosphäre auf 
450 ppm einigen würde, wäre die Existenz 
der Korallenriffe stark gefährdet – und damit 
des artenreichsten marinen Ökosystems, 
das Lebensraum für mehr als ein Viertel 
aller Meeresfischarten ist.

Um der weiteren Erhöhung der CO2-Konzen
trationen in der Atmosphäre entgegen zu 
wirken, muss das ganze Spektrum der 
Vermeidungs- und Bindungsmöglichkeiten 
genutzt werden. Dabei spielt die Emissions-
minderung durch technische Reduzierungs-
möglichkeiten, eine höhere Ressourcen- 
effizienz und die Umstellung auf regene-
rative Energieträger eine wichtige Rolle. 
Darüber hinaus sollte aber auch die Senken-
funktion der Wälder in den Blick genommen 
werden, die eine enorme CO2-Bindung er-
möglichen und einer weiteren Erhöhung der 
Treibhausgaskonzentrationen aktiv entgegen 
wirken können. Mit der Vermeidung von 
Abholzung und der aktiven Wiederauf- 
forstung kann der Anstieg der CO2-Konzen- 
tration in der Atmosphäre zusätzlich ge- 
bremst werden. Das hilft auch, Korallenriffe 
zu erhalten.

Weshalb fordern Sie eine dringende 
Reform der Bilanzierung des Nationalein-
kommens?

Nach wie vor ist das Ziel einer nachhaltigen 
gesellschaftlichen Entwicklung nicht mehr 
als eine hehre Absichtserklärung. Eine Ursa-
che hierfür ist, dass wir mit unzureichenden 
Indikatoren operieren, wenn es um die 
Bestimmung gesellschaftlichen Fortschritts 
geht. Insbesondere das Wachstum des Brut-
tosozialprodukts – als üblicher Maßstab des 
gesellschaftlichen Wohlstands – ignoriert 
den Zustand der natürlichen Lebens- und 
Produktionsgrundlagen. Folglich verzerrt 
dieser Indikator die Entscheidungsgrundlage 
zugunsten anthropogen geschaffener Werte 
und damit zumeist gegen den Erhalt von 
Ökosystemen und Artenvielfalt. 

Verantwortungsbewusste Entscheidungen 
können aber nur dann getroffen werden, 
wenn alle dazu notwendigen Informationen 
vorliegen. Daher unterstützt TEEB ausdrück-
lich die Entwicklung von Indikatorensyste-
men zur Erfassung und Messung von Dienst-
leistungen der Natur. Und das gilt nicht 
nur für die Messung des gesellschaftlichen 
Wohlstands, sondern auch für die Bilanzen 
der Privatunternehmen, deren Wertschöp-
fung von der Natur abhängt. In aller Kürze: 
Nur mit ausreichenden Informationen ist 
verantwortungsbewusstes Handeln möglich.

Hilft ein ökonomischer Blick auf die Na-
tur, um sie mehr Wert zu schätzen und 
dann besser zu schützen? Was, glauben 
Sie, kann die TEEB-Studie bewirken?
Die zentrale Botschaft von TEEB ist, dass 
wir den Wert der Biodiversität und der 
Ökosystem-Dienstleistungen erkennen und 
anerkennen sollten. Jede Form des Kapitals 
kann eine Wertschöpfung erzielen. Es wird 
Zeit, zu erkennen, in welch großem Ausmaß 
Naturkapital zur Wertschöpfung und zum 
menschlichen Wohlergehen beiträgt. In poli-
tischen Entscheidungen, auch auf internatio-
naler und nationaler Ebene, wird dies jedoch 
noch zu wenig berücksichtigt. Wir haben 
das Potenzial der natürlichen Systeme zur 
Lösung der Probleme in der Wirtschaft, 
in der Klimapolitik und auch in der Natur 
selbst bislang weitgehend ignoriert. 

Immer wieder werden die verschiedenen 
Nutzen, die wir aus Ökosystemen ziehen, als 
„externe Effekte“ bezeichnet und behandelt. 
Warum eigentlich? Weil sie einfach zu groß 
für unsere etablierten Rechnungen sind? 
Wir müssen diese Werte in unsere Entschei-
dungen einbeziehen, wenn wir nicht wider 
besseren Wissens den allmählichen Verlust 
unserer Lebensgrundlagen riskieren wollen.

Es dauerte viele Jahre, bis der Klimawan-

del auf der Tagesordnung erschienen 
ist. Wird es genauso lange dauern, bis 
wir den Verlust biologischer Vielfalt 
anerkennen? 
Meines Erachtens passieren derzeit zwei 
Dinge. Erstens haben viele Menschen dank 
des Themas Klimawandel begriffen, dass 
die Natur unersetzlich ist. Sie ist nicht nur 
etwas, das man im Urlaub genießt, sondern 
Grundlage unseres Daseins. Das gestiegene 
Klimabewusstsein hat auch eine größere 
Aufmerksamkeit für die Bedeutung von 
intakten Ökosystemen gebracht.

Zweitens werden wir zukünftig die Auswir-
kungen des Klimawandels viel stärker als 
bisher erleben. Wenn sich beispielsweise 
die Politiker auf der Klimakonferenz in 
Kopenhagen auf ein Ziel zur Stabilisierung 
der CO2-Konzentration in der Atmosphäre 
auf 450 ppm einigen, werden wir trotzdem 
einen immensen Rückgang der Korallenriffe 
erleben. Das wird Widerstand erzeugen. Ich 
bin optimistisch, dass wir mit der TEEB-
Studie die richtigen Botschaften senden – 
sowohl für die politischen Entscheidungs
träger, die Wirtschaft als auch für die Men-
schen selbst. Der Erhalt der Biodiversität ist 
keine Frage, die nur Wissenschaftler betrifft, 
sondern alle Menschen.

TEEB LÄDT EIN
ZU WEITEREN BEITRÄGEN

Anfang September 2009 wurde im 
Rahmen einer Bundespressekonferenz 
das Update der TEEB-Studie vorge-
stellt. Der Endbericht wird voraussicht-
lich im Sommer 2010 erscheinen. Das 
TEEB-Team ruft Wissenschaftler und 
andere Experten auf, durch Hinwei-
se auf bestehende Arbeiten zu den 
ökonomischen Konsequenzen des 
Biodiversitätsverlustes zum Projekt bei-
zutragen. Über die TEEB-Webseite ist 
eine Übermittlung solcher Beiträge zu 
den einzelnen TEEB-Produkten möglich. 
Außerdem stehen die Entwürfe der Be-
richtskapitel für eine Kommentierung 
auf der Webseite zur Verfügung. 
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Dr. Heidi Wittmer
Dept. Ökonomie
Telefon: 0341/235-1629
e-mail: heidi.wittmer@ufz.de
www.teebweb.org
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mailto:heidi.wittmer@ufz.de
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Standpunkt: Kosten der Klimaanpassung  
mit Unsicherheiten behaftet

Die Ökonomie hat sich in den letzten 30 Jahren intensiv mit 
Fragen des Klimaschutzes beschäftigt. Das Thema Anpassung 
an den Klimawandel wurde dagegen kaum oder nur vereinzelt 
bearbeitet. Das zeigt ein aktueller Bericht der OECD zu den 
Kosten und Nutzen der Klimaanpassung eindrucksvoll. Die dort 
wiedergegebenen Abschätzungen der weltweiten Kosten für die 
Klimaanpassung basieren auf wenigen, stark durch Annahmen 
geprägten Analysen der Kosten für eine Klimaertüchtigung der 
globalen Finanzströme bis 2030. Sie weisen insgesamt sehr 
geringe Kosten für die Klimaanpassung aus – unter 0,02 Prozent 
des Weltsozialprodukts –, aber die Unsicherheiten sind hoch –  
bis zu einem Faktor Zehn bei gleicher methodischer Grundla-
ge. Für eine ökonomische Abschätzung der weltweiten Kosten 
der Klimaanpassung bieten diese Studien keine verlässliche 
Grundlage. 

Anpassungskosten sind schwer zu bestimmen 
Doch warum muss es eine solche Abschätzung der Anpassungs-
kosten überhaupt geben? Passen sich die betroffenen Regionen 
und Sektoren nicht autonom jeweils zu minimalen Kosten an 
die vorgefundenen Klimabedingungen an? Diese vereinfachende 
Sicht, die vielen integrierten Abschätzungsmodellen der Klima- 
ökonomie zugrunde liegt, ist aus meiner Sicht falsch. Ich möchte 

das an zwei Beispielen für internationale Koordinationsprobleme 
aufzeigen: Bei starken Klimaänderungen kommt es zur Migra- 
tion („Klimaflucht“). Die Kosten der Klimaflucht sind aber heute  
in keinem ökonomischen Modell des Klimawandels berück-
sichtigt. Ein anderes Beispiel sind globale Umverteilungsmaß-
nahmen. Die Folgen der Klimaänderungen treffen die Länder 
dieser Welt ökonomisch sehr unterschiedlich. Die weltweite 
ökonomische Last könnte jedoch durch ein Lastenteilungsar-
rangement verringert werden. Wenn die Länder eine solche 
Versicherung auf Gegenseitigkeit aber bereits im Vorfeld von 
Verhandlungen über den Klimaschutz antizipieren, gibt es eine 
Gefahr: Länder, die sich frühzeitig gegen Klimaänderungen 
schützen, zahlen mehr in die Lastenumverteilungsfonds als Län-
der, die zunächst einmal abwarten, wie sich die Klimaänderung 
bei ihnen auswirkt. Damit steigen die Anpassungskosten für alle. 

Win-Win-Strategien können Anpassungskosten senken
Darüber hinaus gibt es zahlreiche positive wie negative Wechsel- 
wirkungen zwischen einzelnen Anpassungsmaßnahmen. Die 
Nutzung von Bioenergie zur Senkung der Treibhausgasemis- 
sionen macht anfälliger gegen Klimaschwankungen. Die Schaf-
fung von städtischen Grünkorridoren dagegen bindet Kohlenstoff 
und verbessert das Stadtklima. Die Ausschöpfung von Synergien 
und die Vermeidung von Konflikten zwischen Anpassungsmaß-
nahmen kann das ökonomische Bild der Kosten des Klimawan-
dels stark verändern. Win-Win-Strategien sind der beste Weg, 
um die Anpassungskosten gering zu halten. 

Über 2 Grad Celsius wird’s teuer
Die Suche nach Synergien zwischen Klimaanpassung und Klima- 
schutz ist aber nur dann eine hinreichende Antwort auf die 
Herausforderungen des Klimawandels, wenn die Erderwärmung 
auf ein moderates Niveau um zwei Grad Celsius begrenzt wer- 
den kann. Jenseits dieses Niveaus wird’s teuer. Dann sind welt- 
weit aufwändige Anpassungsstrategien wie Küsten- und Hoch-
wasserschutz oder großflächige Landnutzungsänderungen nötig.

Studie Kosten in Mrd. 
USD (% BSP)

Zeitbezug Regionaler
Bezug

Sektoraler Bezug Bemerkung

Weltbank
(2006)

9 – 41
(< 0,1 %)*

Gegenwart Entwicklungs-
länder

Gesamtwirtschaft Vom Klimawandel betroffene weltweite Finanzströme

Stern Review
(2006)

4 – 37 Gegenwart Entwicklungs-
länder

Gesamtwirtschaft Weltbank-Studie (geringfügig modifiziert)

Oxfam
(2007)

> 50 Gegenwart Entwicklungs-
länder

Gesamtwirtschaft Weltbank-Studie + Anpassungsprojekte von Nicht-
regierungsorganisationen

UNDP
(2007)

86 – 109 2015 Entwicklungs-
länder

Gesamtwirtschaft Weltbank-Studie + Katastrophenschutzkosten

UNFCCC
(2007)

28 – 67 2030 Entwicklungs-
länder

Landwirtschaft, Wasserversorgung, 
Gesundheit, Küstenschutz, Infrastruktur

enthält Doppelzählungen

UNFCCC
(2007)

44 – 166
(0,6 – 0,21 %)

2030 Welt Landwirtschaft, Wasserversorgung, 
Gesundheit, Küstenschutz, Infrastruktur

enthält Doppelzählungen

*)	Die Weltbank-Studie schätzt die Anteile der vom Klimawandel betroffenen weltweiten Finanzströme. Vgl. OECD (Shardul Agrawala/Samuel Fankhauser),  
	 Economic Aspects of Adaptation to Climate Change, Paris.  Weltsozialproduktanteile beruhen auf eigenen Berechnungen.
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nur sehr „verwässert“ auf den Weg ge-
bracht werden. Daher mangelt es in vielen 
Bereichen oftmals an der konsequenten 
Umsetzung. Darüber hinaus werden häufig 
nur Bereiche wie Verkehr oder Energie be-
rücksichtigt, „während zum Beispiel Fragen 
der Raumplanung und Landnutzung nach 
wie vor vernachlässigt werden“, sagt Görg. 
Gewarnt wird ausdrücklich vor der Hoffnung, 
dass technische Innovationen alle Probleme 
der Klimapolitik lösen werden. Technische 
Innovationen sind wichtig, müssen aber auf 
potenziell negative Nebenwirkungen hin 
befragt werden. „Wir müssen uns der kri-
tischen Diskussion über mögliche negative 
Auswirkungen von Entscheidungen stellen, 
die auf den ersten Blick nur positive Folgen 
zu haben scheinen“, so Görg.
 
Doch das ist oft leichter gesagt als getan, 
denn Klimapolitik, konsequent umgesetzt, 
geht oftmals an das „Eingemachte“. Überall 
da, wo zum Beispiel lieb gewordene Ge-
wohnheiten wie im Verkehr oder der Ernäh-
rung auf dem Spiel stehen, ist mit massivem 
Widerstand zu rechnen, wie beispielsweise 
von der Autoindustrie. In allen untersuchten 
Ländern zeigt sich aber, dass Klimaschutz 
nicht notwendigerweise eine Last für die na-
tionale Wirtschaft sein muss, sondern auch 
Chancen eröffnet, die nationale Energie
sicherheit zu verbessern und neue Arbeits-
plätze zu schaffen, wie dies im Augenblick 
unter „Green New Deal“ diskutiert wird. Um 
diese Chancen zu realisieren, bedarf es 

Solange es in der Klimapolitik beim Lippen-
bekenntnis bleibt, sind wir alle dafür. Aber 
Politik – sei es zur Vermeidung von oder 
sei es zur Anpassung an den Klimawan-
del – kann nur dann erfolgreich sein, wenn 
klimapolitische Ziele effektiv in diejenigen 
Sektoren integriert werden, die sowohl 
für die Verursachung des Klimawandels 
verantwortlich als auch von Klimafolgen 
betroffen sind. Dabei handelt es sich um 
vitale Bereiche der modernen Industrie-
gesellschaft wie Verkehr, Energie, Land-
nutzung und Ernährung. Gemeinsam mit 
europäischen Kollegen des PEER-Netzwerks 
haben die Sozialwissenschaftlerin Dr. Silke 
Beck, Politikwissenschaftler Prof. Dr. Chris
toph Görg und der Geograf Dr. Christian 
Kuhlicke untersucht, in welchem Ausmaß 
die Erfordernisse des Klimaschutzes und 
der Klimaanpassung in sechs europäischen 
Ländern integriert werden.
 
Das Projektteam kommt zu dem Ergebnis, 
dass im Jahre 2007 der Klimawandel in allen 
Ländern an politischer Priorität gewinnt und 
zur „Chefsache“ gemacht wird. Im europä-
ischen Vergleich stellt Deutschland einen 
Vorreiter dar, da anspruchsvolle klimapoli-
tische Ziele in sektorale Politiken integriert 
und mit weit reichenden Maßnahmen (wie 
beispielsweise in den Bereichen Energiepro-
duktion und -versorgung, Modernisierung 
von Gebäuden) versehen werden. Allerdings 
konnten auch hier wichtige Maßnahmen – 
vor allem im Verkehrsbereich – nicht oder 

nicht nur der Verabschiedung europäischer 
oder nationaler Programme, sondern auch 
des Engagements einzelner Kommunen, 
Unternehmen oder der Verbraucher. „Die 
Bereitschaft Letzterer zur Verhaltensände-
rung ist häufig vorhanden, wird aber nicht 
ausreichend von Seiten der Politik aufge-
nommen und gefördert“, meint Beck. Um 
zu vermeiden, dass nicht einzelne klima-
politische Maßnahmen ins Leere laufen 
oder sich ins Gegenteil verkehren, sondern 
umgekehrt Synergien genutzt werden 
können, müssen diese besser wissenschaft-
lich erfasst und abgestimmt werden. Dabei 
kann es nicht darum gehen, das Rad neu 
zu erfinden, sondern bestehendes Wissen 
und Instrumente im Bereich der Umwelt-
forschung systematisch zu nutzen und zu 
verknüpfen und in den politischen Entschei-
dungsprozess einzubringen. Das Gebot der 
Stunde – das mit der Anpassung an Gewicht 
gewinnt – ist, Konflikte zu reduzieren und 
Synergien auszuschöpfen.

Konflikte vermeiden, Synergien nutzen

UFZ-Ansprechpartner:

 Prof. Dr. Christoph Görg  
Dept. Stadt- und Umweltsoziologie

Telefon: 0341/235-1628
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 Dr. Silke Beck 
Dept. Ökonomie

Telefon: 0341/235-1733
e-mail: silke.beck@ufz.de
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Standpunkt: An Der Kohle  
kommt keiner vorbei !

Wir alle wissen: Das Grundproblem in der Klima- und Energie-
politik sind die fossilen Energieträger Kohle, Erdöl und Erdgas. 
Ihre Verbrennung setzt Treibhausgase frei, die das Klima gefähr-
den. Und unser Energiesystem ist zum großen Teil von den Fossi-
len abhängig, die vielfältig genutzt werden: Wärme und Kühlung, 
Verkehr und Mobilität sowie zahlreiche mit Strom verbundene 
Leistungen. Die geringere Nutzung fossiler Energieträger ist da-
her erklärtes Ziel der Klimapolitik. Um bis zu 80 Prozent sollen 
bis 2050 die Emissionen in den Industrieländern gesenkt wer-
den. Auch wichtige Schwellenländer erkennen mittlerweile das 
Ziel der Begrenzung der Erderwärmung an. Besonders im Fokus 
ist die Kohle, da die mit ihr einhergehenden CO2-Emissionen 
noch höher sind als beim Erdöl oder beim Erdgas.
 
Und doch – ob es uns passt oder nicht: An der Kohle kommt –  
absehbar – keiner vorbei! Sie bleibt für viele Jahre entschei-
dender Energieträger. Ihr Vorkommen konzentriert sich auf die 
großen Länder USA, Kanada, Russland, Indien, China, Südafrika 
und einige Staaten Europas – der „Kohlegürtel“ in Europa reicht 
von Deutschland über Tschechien, Polen und die Balkanstaaten 
bis nach Griechenland und die Türkei – und sie reicht vermut-
lich noch weit länger als 100 Jahre. Sie garantiert Versorgungs-
sicherheit und kostengünstige Energieversorgung. Dabei werden 
die Weichen für die nächsten 40 bis 50 Jahre in den kommenden 
Jahren gestellt. Insbesondere zwischen 2015 und 2030 stehen  
Erneuerungen der Kraftwerkparks weltweit an. Es ist jetzt schon 
erkennbar, dass neue Kraftwerke in starkem Maße auf Kohle  
setzen – nach Prognosen der Internationalen Energieagentur 
(IEA) steigt die Energienachfrage bis 2030 um 45 Prozent, wovon 
85 Prozent durch die Fossilen gedeckt werden. Die Kohle deckt 
heute 39 Prozent der Weltenergieproduktion ab und macht ein 
Drittel des Anstiegs aus.
 
Wir können vor dieser absehbaren Entwicklung nicht die Augen 
verschließen und so tun, als würde uns ohne größere Probleme 
ein Ausstieg aus den Fossilen – und damit auch aus der Kohle –  
gelingen. Aber was heißt das für die Politik? Und was für die 
Forschung? Zunächst: In der Politik wird es auf Jahre hinaus ein 
zähes Ringen um Vermeidungsmaßnahmen, deren Kosten und 

die Verteilung der Kosten geben. Ich erwarte nicht, dass auf der 
Klimakonferenz in Kopenhagen der große Durchbruch erreicht 
wird. Dafür sind die durch langfristige Investitionen gebundenen 
Mittel zu hoch und ein Abweichen vom einmal eingeschlagenen 
Weg würde sehr teuer. Zudem erwartet jedes Land immer nur 
von anderen Maßnahmen, ist aber selbst nicht bereit, Kosten 
dafür aufzubringen.
 
Alle Anstrengungen im Bereich der Kohle – seien es Steige-
rungen des Wirkungsgrades von Kohlekraftwerken, seien es 
Neuentwicklungen zur Trennung und Speicherung von Kohlen-
dioxid – müssen eine große Rolle spielen. Wenn die weltweiten 
Energiesysteme so stark auf Kohle ausgerichtet sind, geht das 
gar nicht anders. Dies bedeutet, dass die Kraftwerkseffektivi-
tät, die im weltweiten Durchschnitt gerade einmal 29 Prozent 
beträgt, auf 50 Prozent oder mehr zu steigern ist, was dem heute 
erreichbaren Stand der Technik entspricht. Das bedeutet weiter, 
dass über die Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid –  
zumindest als Übergangstechnologie – intensiv nachgedacht 
und geforscht werden muss. Das ist insofern schwierig, als die 
geschätzten Kosten hierfür zurzeit bei bis zu 70 Euro pro Tonne 
vermiedenen CO2 liegen. Und es bedeutet, dass im Rahmen 
internationaler Verhandlungen Technologietransfer eine große 
Rolle spielen wird.
 
Für Forschung und Politik ergibt sich hieraus, dass es den 
Königsweg in eine CO2-freie Zukunft so schnell nicht geben wird. 
Es wird darauf ankommen, Forschungsanstrengungen in ver-
schiedenen Bereichen zu unternehmen, zum einen im Bereich 
der Kohle selbst, aber auch bei anderen Wegen zur Verringerung 
von CO2. Eine große Rolle spielt hier die Landnutzung, die im-
merhin zu 30 Prozent für die Entstehung von CO2 verantwortlich 
ist. Und es ist schließlich unabwendbar, sich mit den Folgen 
des Klimawandels auseinanderzusetzen und Strategien zur 
Anpassung zu entwickeln. Gerade in den genannten Bereichen 
versucht das UFZ, zentrale Beiträge beizusteuern.
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Kohlendioxid bei technischen Prozessen 
abzuscheiden, ist heute beherrschbar. 
Auch der Transport per Tankwagen oder 
Pipeline ist erprobt und bekannt. Selbst die 
Bohrlochtechnologien für die Verbringung 
in den Untergrund sind aus der Erdgas- und 
Erdölförderung bestens entwickelt. Nur dass 
es beim CO2 nicht um Förderung, sondern 
Einlagerung geht. Zu diesem Thema werden 
weltweit in Pilotprojekten Erfahrungen ge-
sammelt. Denn es gibt viele offene Fragen: 
Wie groß sind die Speicherkapazitäten und 
wie lange reichen sie aus? Werden durch 
das unter Druck injizierte CO2 seismische 
Mikroaktivitäten ausgelöst? Welche Aus-
wirkungen können diese haben? Kann das 
verpresste Kohlendioxid im Laufe der Zeit 
wieder austreten?

Zur systematischen, sachlichen Klärung 
solcher und anderer Fragestellungen fördert 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung mehrere Verbundprojekte zur 
CCS-Thematik. An deren Bearbeitung ist 
auch das UFZ beteiligt. Zu den Aufgaben 
gehört dabei die numerische Simulation des 
Kurz- und Langzeitverhaltens des injizierten 
Kohlendioxids in geologischen Formationen. 
„Man kann so schlecht in den Untergrund 
hineinschauen. Deshalb müssen wir mit-
hilfe solcher Simulationen ein Gefühl dafür 
bekommen, was da unten passiert“, erklärt 
Dr. Uwe-Jens Görke vom UFZ. „Dabei helfen 
uns langjährige Erfahrungen im Bereich der 
numerischen Simulation geotechnischer 
Vorgänge mit einem eigenen Softwarepaket 
(GeoSys).“

Bei der Injektion des CO2 und dessen 
späterer Ausbreitung im Reservoir laufen 
komplexe hydraulische, mechanische, ther-

Auch wenn in vielen Industriestaaten wie 
Deutschland erneuerbare Energien boomen 
und ihr Anteil am Gesamtenergiemix wächst, 
machen sie immer noch nur einen kleinen 
Teil aus. So werden herkömmliche Kraft-
werke, die Kohle oder Erdgas verbrennen, 
noch eine Weile gebraucht und sind nicht 
aus den Klimaschutzverhandlungen in 
Kopenhagen wegzudenken. Da der fossile 
Rohstoff Kohle bei seiner Verbrennung all 
das CO2 wieder freisetzt, das er einst in geo-
logischen Vorzeiten gebunden hatte, werden 
immer neue Konzepte zur Verringerung der 
CO2-Emissionen entwickelt. Die oft eher 
emotional statt sachlich geführten Diskus-
sionen um das Für und Wider heizen sich 
mitunter ebenso auf wie die Erdatmosphäre 
selbst. Das wird beispielsweise auch an der 
aktuellen Debatte über eine Technologie 
deutlich, die das Potenzial besitzt, Kraft-
werke sauberer zu machen: Carbon Dioxide 
Capture and Storage – kurz CCS. 

Hinter CCS verbergen sich die Abscheidung 
des Kohlendioxids aus Rauchgasen und des-
sen dauerhafte Speicherung in tiefen geolo-
gischen Schichten. Dazu wird CO2 in den so 
genannten superkritischen Zustand versetzt 
und in poröse Gesteine injiziert. „Super-
kritisch“ nennt sich ein fluider Aggregatzu-
stand, der weder dem gasförmigen noch 
dem flüssigen entspricht, jedoch Vorteile 
von beiden vereint: hohe Dichte, geringe 
Viskosität. Bei der Injektion in erschöpfte 
Erdgas- oder Erdöllagerstätten ist die 
Chance sehr groß, dass im frei gewordenen 
Porenraum CO2 gelagert und gleichzeitig 
sogar Reste von Erdöl oder Erdgas gefördert 
werden können. Weitere Speichermöglich-
keiten sind die Injektion von CO2 in tiefe, 
mit Salzwasser gefüllte Sedimentschichten.

mische und chemische Prozesse ab, die sich 
gegenseitig beeinflussen. Deren gekoppelte 
Simulation wird gemeinsam mit Arbeits-
gruppen der Christian-Albrechts-Universität 
zu Kiel, dem Helmholtz-Zentrum Potsdam, 
Deutsches GeoForschungszentrum (GFZ)  
sowie anderen Einrichtungen geplant und 
realisiert. Die Komplexität der Berech-
nungen stellt hohe Anforderungen an die  
Effizienz der Algorithmen und setzt Höchst-
leistungsrechentechnik voraus. Mithilfe des 
3D-Visualisierungszentrums (TESSIN) am 
UFZ können außerdem die Simulations-
ergebnisse realitätsnah analysiert und 
interpretiert werden. „Unsere wissenschaft-
liche Arbeit lässt Ergebnisse numerischer 
Experimente und Szenarienstudien erwarten, 
die wichtige Hinweise auf eine mögliche 
Konzeptgestaltung der Injektionsprozesse 
und Langzeittrends in Georeservoiren 
geben“, betont Görke. 

Die ambitionierten globalen Klimaschutz-
ziele werden ohne CCS als Übergangstech-
nologie kaum zu erreichen sein. Für deren 
Umsetzung ist in naher Zukunft nicht nur die 
Frage der technologischen Beherrschbarkeit 
der CO2-Speicherung auf wissenschaftlich 
fundierter Basis zu klären. Ebenso wichtig 
sind die Fragen von Akzeptanz, rechtlichen 
Rahmenbedingungen und der Integration in 
zukünftige Energieversorgungsstrukturen.

Im 3D-Visualisierungszentrum des UFZ wer-
den verschiedene Projekte zur interaktiven 
räumlichen Darstellung und Interpretation 

geometrischer, physikalischer sowie anderer 
örtlich und zeitlich verteilter Daten bearbeitet. 
Die Abbildung zeigt ein geometrisches Modell 

eines Modellreservoirs.
Grafik: Olaf Kolditz/ UFZ

CO2 – Klimagasentsorgung im Untergrund?
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nahmen zu kommen. Dafür ist eine effektive 
Erforschung und praxisgerechte Vermittlung 
der regionalen Anpassungserfordernisse 
nötig. Es müssen ausreichende politische 
und administrative Kapazitäten geschaffen 
werden, und eine laufende Überprüfung und 
Fortentwicklung der Anpassungspolitiken 
muss gewährleistet sein. Die Studie offen
bart, dass die nationalen Strategien hier 
überwiegend noch ganz am Anfang stehen.
 
Für die Herausforderung der weiteren 
wissenschaftlichen Aufklärung wird ein 
beträchtlicher Planungs-, Finanzierungs-  
und vor allem Koordinierungsmangel fest
gestellt: „Es gibt keine konsistente, auch 
grenzüberschreitend koordinierte Agenda 
zur Klimafolgenforschung“, berichtet Reese. 
Es müsse vermieden werden, dass national 
und regional nebeneinander her geforscht 
wird. „Hierzu könnten weit vernetzte Ein-
richtungen wie PEER und das UFZ wichtige 
Beiträge leisten“, meint Reese. Dabei sind 
auch die Sozialwissenschaften gefordert: 
Ökonomische Kosten-Nutzen-Analysen, die 
eine rationale Grundlage zur Bestimmung 
des Handlungsbedarfs geben könnten, feh-
len bisher weitgehend.
 
Auch fehlen überzeugende Konzepte dafür, 
die Anpassungspolitiken zwischen Europä-
ischer Gemeinschaft, nationalen Regie-
rungen, Regionen und Gemeinden wirksam 
zu koordinieren. Zwar heben die nationalen 
Anpassungsstrategien durchweg hervor, 

Europa hat erkannt und anerkannt, dass 
eine Anpassung an den bereits stattfin-
denden und unvermeidlichen zukünftigen 
Klimawandel genauso wichtig und not-
wendig ist, wie die Eindämmung einer 
weiteren Erderwärmung. Allerdings: „Die 
Anpassungspolitik steht in vieler Hinsicht 
noch am Anfang und es mangelt vor allem 
an einer effektiven Koordinierung zwischen 
den Handlungsebenen und Akteuren“. Dies 
ist zentrales Ergebnis der Studie „Europe 
Adapts to Climate Change – Comparing 
National Adaptation Strategies“, die unter 
Beteiligung des UFZ vom Forschungsver- 
bund PEER (Partnership for European  
Environmental Research, siehe auch Seite 
31) erarbeitet wurde. „Ziel des Projektes  
war es, einen Überblick über die Aktivitä- 
ten zu Anpassungsstrategien in den EU-
Mitgliedsstaaten zu erhalten“, erläutert 
Dr. Moritz Reese, der für das UFZ an der 
Studie beteiligt war. Hierzu wurden die 
bisher vorliegenden Anpassungsstrategien 
von Dänemark, Deutschland, Finnland, 
Frankreich, den Niederlanden, Spanien und 
dem Vereinigten Königreich analysiert und 
verglichen.
 
In allen Ländern geht es zunächst darum, 
die regionalen Klimafolgen und Handlungs
erfordernisse zu erfassen, diese den poli-
tischen und privaten Akteuren bewusst 
zu machen und einen politischen Prozess 
in Gang zu setzen, um rechtzeitig zu den 
nötigen staatlichen und persönlichen Maß-

dass die Klimaanpassung ein effizientes Zu-
sammenwirken aller öffentlichen Handlungs-
ebenen voraussetzt. Bisher wird die Vielfalt 
der örtlichen und regionalen Aktivitäten, die 
bereits europaweit zu verzeichnen ist, aber 
allenfalls vereinzelt berücksichtigt. Große 
Lücken zeigen sich ferner bei der Überprü-
fung und Fortentwicklung der politischen 
Planungen und Maßnahmen. Konkrete 
Planungen zur Entwicklung von Monitoring-  
und Indikatorensystemen und einer regel-
mäßigen Erfolgskontrolle sind kaum zu 
finden. Die deutsche Anpassungsstrate-
gie kann in dieser Hinsicht zumindest als 
vergleichsweise vorbildlich gelten: „Sie sieht 
Nachfolgeplanungen vor, benennt konkrete 
Zeithorizonte, setzt auf die Überprüfung 
der Strategie und ihrer Implementation und 
sieht die Schaffung eines aussagekräftigen 
Monitorings vor“, erläutert Reese. Bis zur 
Entwicklung und Anwendung eines effek-
tiven Indikatoren- und Monitoringkonzepts 
liegt aber auch in Deutschland noch ein 
weiter Weg.

Das Sturmflutwehr Maeslantkering soll etwa einer 
Million Menschen im Großraum Rotterdam Schutz 
vor Hochwasser bieten. Bei Flut verhindert es das 
Eindringen von Flutwasser der Nordsee in den 
Fluss Maas. Im Normalfall sind die Tore offen und 
ermöglichen den Zugang zum Hafen Rotterdam. 
Der Bau des Wehres war effektiver als die Erhö-
hung der Maas-Deiche. Die Tore des Wehrs sind 
22 Meter hoch und je 210 Meter lang.
Foto: Rijkswaterstaat (Wasserbauamt Niederlande)

UFZ-Ansprechpartner:

 Dr. Moritz Reese 
Dept. Umwelt- und Planungsrecht

Telefon: 0341/235-1987
e-mail: moritz.reese@ufz.de

mehr Informationen: 
www.peer.eu/projects/
peer_climate_change_projects

Auf dem Weg zu einer  
europäischen Anpassungspolitik

http://www.peer.eu/projects/peer_climate_change_projects
mailto:moritz.reese@ufz.de
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rechtsverbindliche Zielfestlegung des 
Naturschutzes beispielsweise ist der Aufbau 
eines Netzes von Vorranggebieten für den 
Naturschutz (NATURA 2000). Inzwischen 
sind auf der Basis naturschutzfachlicher 
Expertise allein in Deutschland mehr als 
4.600 Gebiete für das NATURA-2000-Netz 
vorgesehen, die um bestimmter Lebens-
raumtypen und Arten willen staatlich zu 
schützen sind. Ist diese Zielstellung unter 
den Bedingungen des Klimawandels noch 
zu halten? Muss das mühsam erarbeitete 
System der Vorranggebiete aufgegeben und 
immer wieder neu gestrickt werden? Oder 
müssen alle Gebiete so robust gemacht 
werden, dass sie auf Dauer ihre Funktionen 
erfüllen können? „Weder das eine noch das 
andere ist richtig“, ist Köck überzeugt. Es 
ist wichtig, die NATURA-2000-Gebiete ro-
buster zu machen, also in den Naturschutz 
zu investieren, damit gestresste Systeme 
länger durchhalten. Aber das funktioniert 
nur in Grenzen. Unter Umständen muss 
auch das Ziel selbst geändert werden. Das 
gegenwärtige NATURA-2000-Schutzrecht 
zwingt jedoch dazu, Managementmaßnah-
men zu ergreifen, um genau den Habitattyp 
und die Arten zu erhalten, derentwegen das 
Gebiet in das Netz aufgenommen worden 
ist. Das kann ein Kampf gegen Windmühlen 
sein. Die entscheidende Frage ist: Wann 
ist die Schwelle erreicht, an der es auch 
volkswirtschaftlich unvernünftig wird, solche 
Gebiete bestimmter Arten wegen weiter zu 
erhalten? Dafür müssen Kriterien gefun-
den werden, die auf ökonomischer und 
naturschutzfachlicher Expertise beruhen. Es 
sollte wichtiger sein, vorhandene Vorrangflä-
chen zu schützen, als jede einzelne Art, die 
möglicherweise durch Klimaveränderungen 
aus dem immer noch wertvollen Habitat 

Der Klimawandel zwingt zur Anpassung – 
auch in zentralen Bereichen des Umwelt-
schutzes wie dem Naturschutz und der 
Wasserwirtschaft. Wird diese Anpassungs- 
aufgabe wahrgenommen? Ist unser Umwelt-
recht den Klimafolgen und Anpassungser-
fordernissen gewachsen? Mit Fragen wie 
diesen befasst sich eine Forschergruppe 
des UFZ. 

„Umweltrechtliche Regeln und deren Durch-
setzung sind wichtige Mittel, Verhalten zu 
steuern“, erläutert Prof. Dr. Wolfgang Köck. 
Zu den zentralen Steuerungsinstrumenten 
des Umweltrechts gehören z. B. die Um-
weltplanung, um staatliche Entscheidungen 
vorzubereiten, oder die präventive Kontrol-
le und Genehmigung umwelterheblicher 
Vorhaben. Beide Instrumente müssen nach 
Auffassung der UFZ-Forscher ertüchtigt 
werden. Das heißt, Planungs- und Genehmi-
gungssysteme müssen auf die Anpassungs-
aufgabe eingestellt werden, die Ergebnisse 
sind bei der Entscheidung zu berücksichti-
gen und die getroffene Entscheidung muss 
fortwährend beobachtet und gegebenenfalls 
nachgebessert werden, wenn neue Erkennt-
nisse vorliegen. „Ein Umweltrecht, das den 
Erfordernissen der Adaptation gewachsen 
sein soll, muss sich als ein Risikorecht 
verstehen“, fordert Köck. Es kann dabei von 
anderen Rechtsgebieten wie dem Chemi
kalienrecht oder dem Gentechnikrecht, die 
den Umgang mit Unsicherheit institutionali-
siert haben, lernen.

Die Anpassungsaufgabe allein über die Ins- 
trumente des Umweltrechts zu bewältigen, 
wird nicht ausreichen. Anpassung wird auch 
zu einer Herausforderung für die rechtlich 
verankerten Ziele der Umweltpolitik. Eine 

verschwindet. Dazu sind leistungsfähige 
Verbundstrukturen zwischen den Flächen 
notwendig, die dem Wanderungsverhalten 
vieler Arten entgegen kommen.

Ein anderes Beispiel dafür, dass die An-
passungsaufgabe auf Umweltschutzziele 
einwirkt, ist der Gewässerschutz in Gestalt 
der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL). Ein Ziel der WRRL ist es, für Ober-
flächengewässer bis Ende 2015 einen guten 
chemischen und ökologischen Gewässerzu-
stand zu erhalten bzw. wieder herzustellen. 

„Was ein guter Zustand ist, leitet sich vom 
Referenzzustand ab“, erklärt Dr. Moritz 
Reese. „Dieser wird anhand der Referenz-
bedingungen eines naturnahen Gewässers 
bestimmt.“ Gegenwärtig werden die An-
forderungen an den guten Zustand auf der 
Grundlage der Referenzanalyse des Jahres 
2004 festgelegt. „Der Klimawandel“, so  
Reese, „wird uns langfristig dazu nötigen, 
die Referenzzustände neu zu bestimmen 
und damit auch das, was ein ‚guter Zustand‘ 
ist“. Nachbesserungsbedarf besteht nach 
Auffassung von Reese auch im Hinblick auf 
eine Mengenplanung zur Gewährleistung 
der Wasserverfügbarkeit. Der „gute mengen-
mäßige Zustand“ ist gegenwärtig noch kein 
Ziel des europäischen Gewässerschutzes 
für Oberflächengewässer. Klimawandel und 
Anpassungsdruck werden dazu zwingen,  
dieser Problematik künftig jedenfalls regio-
nal mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

Die Alpen-Smaragdlibelle (Somatochlora 
alpestris) ist zusammen mit der Alpen-

Mosaikjungfer (Aeshna caerulea) die einzige 
hochalpine Libellenart. Ein Verbreitungs- und 

Schutzgebiet der Alpen-Smaragdlibelle ist 
der Hochharz in Sachsen-Anhalt. Dort ist 
sie in Höhenlagen ab etwa 800 Meter zu 

finden. Die Klimaerwärmung könnte ihren 
bevorzugten Lebensraum auf noch höhere 

Lagen einschränken.
Foto: www.rotholl.at

Umweltrecht unter Anpassungsdruck?

UFZ-Ansprechpartner:

 Prof. Dr. Wolfgang Köck  
Dept. Umwelt- und Planungsrecht

Telefon: 0341/235-1232
e-mail: wolfgang.koeck@ufz.de

mailto:wolfgang.koeck@ufz.de
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Kurzinformationen 

Die Helmholtz-Gemeinschaft verstärkt ihre Anstrengungen auf dem Gebiet der Klimafor-
schung und stellt 16 Millionen Euro für die nächsten vier Jahre für eine Helmholtz-Klima
initiative „Regional Climate Change: From Observations and Modelling to Decision Support 
for Mitigation and Adaptation“ (REKLIM) bereit. Schwerpunkte werden die Entwicklung 
eines Erdsystemmodells und die Erforschung der regionalen Auswirkungen des globalen 
Klimawandels sein. Die beteiligten Zentren, zu denen auch das UFZ gehört, werden zusam-
men die gleiche Summe aufbringen, so dass die Klimainitiative insgesamt über 32 Millionen 
Euro verfügen kann. Mit der neuen Klimainitiative werden die Kompetenzen verschiedener 
Helmholtz-Arbeitsgruppen gebündelt, um die Veränderungen des Klimas und insbesondere 
die damit verbundenen Folgen auf regionaler Ebene zu untersuchen. Dabei werden auch 
sozioökonomische Aspekte berücksichtigt, um konkrete Empfehlungen geben zu können, 
die eine nachhaltige Bewirtschaftung von Wäldern und Agrarflächen sowie ein effizientes 
Wassermanagement ermöglichen. Leiter der Klimainitiative ist Prof. Dr. Peter Lemke vom 
Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeresforschung. Mit Universitäten und außeruniver-
sitären Arbeitsgruppen sind enge Kooperationen geplant, ebenso wie mit den Regionalen 
Klimabüros der Helmholtz-Gemeinschaft, dem Climate Service Center und dem Deutschen 
Klimakonsortium. 

Helmholz-Klimainitiative

Regionale
Helmholtz-Klimabüros
Der Klimawandel wird sich regional 
unterschiedlich ausprägen. Landwirte, 
Küstenbauingenieure, Stadtplaner, aber 
auch Entscheidungsträger aus Politik 
und Unternehmen brauchen Informa
tionen aus erster Hand, um sich für den 
Klimawandel in ihrer Region wappnen 
zu können. Die Helmholtz-Gemeinschaft 
stellt sich diesem Informationsbedürfnis 
mit einem bundesweiten Netzwerk regio-
naler Klimabüros. Neben der Bündelung 
und Vermittlung von Forschungsergeb-
nissen zum regionalen Klimawandel 
werden Wissensdefizite der regionalen 
Akteure erfasst. Diese können dann in die 
Forschungsprogramme der Helmholtz-
Gemeinschaft integriert werden.
 
Das Klimabüro für Polargebiete und 
Meeresspiegelanstieg mit Sitz am 
Alfred-Wegener-Institut für Polar- und 
Meeresforschung in Bremerhaven deckt 
Fragestellungen zum Klimawandel mit 
besonderem Augenmerk auf Wechsel-
wirkungen zwischen den Systemen Eis, 
Atmosphäre und Ozean ab.
Das Süddeutsche Klimabüro am Karls-
ruher Institut für Technologie (KIT) bietet 
Expertise zur regionalen Klimamodel
lierung und zu Extremereignissen wie 
Starkniederschlägen und Hochwasser an.
Das Norddeutsche Klimabüro am 
GKSS Forschungszentrum Geesthacht 
fokussiert auf die Forschungsthemen 
Stürme, Sturmfluten und Seegang sowie 
Energie- und Wasserkreisläufe in Nord-
deutschland.

Das Mitteldeutsche Klimabüro am 
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung 
(UFZ) in Leipzig vermittelt Informationen 
der natur- und sozialwissenschaftlichen 
Klimafolgenforschung und der Entwick-
lung von Anpassungsstrategien. Im 
Vordergrund stehen Wechselwirkungen 
zwischen Klimawandel und Landnutzung. 
www.klimabuero.de

Kontakt: Dr. Andreas Marx
Tel.: 0341/235-1074
e-mail: andreas.marx@ufz.de

Das Bundeskabinett hat im Dezember 
2008 die Deutsche Anpassungsstrategie 
an den Klimawandel (DAS) verabschiedet. 
Damit wurde ein Rahmen zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels in 
Deutschland geschaffen. Die Strategie 
beinhaltet den aktuellen Kenntnisstand zu 
den erwarteten Klimaänderungen und 
den damit verbundenen möglichen Fol-
gen. Für 15 Handlungsfelder und beson-
ders vulnerable Regionen werden Hand-
lungsoptionen aufgezeigt. Die Umsetzung 
wird Akteurinnen und Akteuren aus 
Wissenschaft, Politik und Gesellschaft 
helfen, die Verwundbarkeit gegenüber 
dem Klimawandel zu verringern. KomPass 
unterstützt die Umsetzung der DAS so-
wohl fachlich und als auch organisato-
risch. Bis zum Frühjahr 2011 wird in Zu-
sammenarbeit mit den Akteuren und 
Ländern ein Aktionsplan Anpassung erar-
beitet. Die Grundlage für die Erarbeitung 
der DAS wurde durch eine wissenschaft-
liche Vorbereitungskonferenz im August 
2009 am UFZ in Leipzig gelegt. Auf 
dem Symposium wurden der vorrangige 
Forschungsbedarf zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels für die nächsten 
Jahre und Schnittstellen zwischen den 
Handlungsfeldern identifiziert.
www.bmu.de/klimaschutz/
downloads/doc/42783.php

Das Kompetenzzentrum Klimafolgen und 
Anpassung im Umweltbundesamt (UBA) –
kurz KomPass genannt – ist Wegweiser 
und Ansprechpartner für Anpassungsak-
tivitäten in Deutschland. Als Schnittstelle 
zwischen Klimafolgenforschung, Gesell-
schaft und Politik macht es verwundbare 
Bereiche und Regionen ausfindig, bewer-
tet Klimafolgen und zeigt die Chancen 
der Anpassungsmaßnahmen sowie ihre 
Hürden. KomPass arbeitet mit der Wis-
senschaft, mit Ministerien und Behörden 
sowie Verbänden und Unternehmen zu-
sammen und fungiert als Geschäftsstelle 
bei der Erarbeitung der DAS.
www.anpassung.net

Kompetenzzentrum Klima-
folgen und Anpassung

Deutsche Anpassungsstra-
tegie an den Klimawandel 

http://www.anpassung.net
mailto:andreas.marx@ufz.de
http://www.bmu.de/klimaschutz/downloads/doc/42783.php
http://www.klimabuero.de
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Mehrere Zentren der Helmholtz-Gemein-
schaft haben sich zusammengeschlossen 
und ein neues Erdbeobachtungs-Netzwerk 
gegründet: TERENO (Terrestrial Environ-
mental Observatories). Langfristig wird in 
vier Regionen Deutschlands beobachtet  
und erkundet, wie sich Klimaänderung  
und Landnutzungswandel regional auf 

Wasserkreisläufe, regionales Klima und Wetter, die biologische Vielfalt, den Boden und die 
Luftqualität niederschlagen. Untersucht wird auch, welche sozioökonomischen Konsequenzen 
das hat, um in Veränderungen steuernd eingreifen zu können und Anpassungsstrategien zu 
entwickeln. Herzstück des TERENO-Konzeptes sind die Verbindung von Messung, Modellierung 
und Experiment sowie der multidisziplinäre Ansatz. Die Observatorien werden mit Wetterstati-
onen, Ultraleichtflugzeugen mit speziellen optischen Sensoren, geophysikalischer Messtechnik, 
Radarsystemen, Bodensensoren und Grundwassermesssystemen ausgestattet. In TERENO wer-
den neue Modellkonzepte und Scaling-Methoden entwickelt, um die Skalendiskrepanz zwischen 
Messung, Modell und Management zu schließen. www.tereno.net

Das UFZ bereitet in Bad Lauchstädt auf einer Fläche von zwölf Hektar einen Großversuch zum 
Klimawandel vor. Mit steuerbaren Regen- und Trockenphasen und CO2-Konzentrationen wollen 
die Wissenschaftler beispielsweise mittel- und langfristige Folgen auf Boden und Pflanzen unter-
suchen, um wichtige Ergebnisse für die Landwirtschaft und Politik zu liefern – auch hinsichtlich 
notwendiger Anpassungsmaßnahmen. Die Helmholtz-Gemeinschaft fördert den Aufbau der 
experimentellen Plattform mit vier Millionen Euro. Der Großversuch ist auf eine Laufzeit von 15 
Jahren angelegt und wird auch anderen Forschungseinrichtungen zur Verfügung stehen. 

TERENO – Die Umwelt 
beobachten

UFZ Klimaexploratorium

Kontakt: Dr. Steffen Zacharias, Department Monitoring- und Erkundungstechnologien, 
Tel.: 0341/235-1381, e-mail: steffen.zacharias@ufz.de

Mit dem Climate Service Center (CSC) wur-
de am GKSS-Forschungszentrum ein neues 
nationales Dienstleistungszentrum mit 
Sitz in Hamburg geschaffen, das sich als 
zentrale Informations- und Beratungsplatt-
form versteht und eng mit der deutschen 
Klima- und Klimafolgenforschung, Klima-
beratungseinrichtungen und der Wirtschaft 
vernetzt ist. Es wendet sich mit seinem 
Beratungsangebot an alle Bereiche aus 
Wirtschaft, Gesellschaft, Politik und Wis-
senschaft. Ziel des CSC ist es, Ergebnisse 
der Klimasystemforschung zusammenzu-
führen und daraus aussagekräftige Grund-
lagen für Entscheidungsträger abzuleiten. 
Es schließt damit die Lücke zwischen der 
Klimasystemforschung und den Nutzern 
der Klimadaten. Das CSC bündelt aktuelle 
Forschungsergebnisse der Klimaforschung 
und bereitet diese bedarfsgerecht auf, um 
sie stärker an die Informationsbedürfnisse 
der Gesellschaft anzupassen. 
www.climate-service-center.de

PEER (Partnership for European Environ-
mental Research) ist ein Zusammen-
schluss von sieben europäischen Umwelt-
forschungszentren, die interdisziplinäre 
und programmorientierte Umweltfor-
schung betreiben. Auf Initiative des UFZ 
wurde PEER 2001 ins Leben gerufen. Mit 
seinen fast 5.000 Mitarbeitern und einem 
Jahresbudget von rund 360 Millionen 
Euro will es die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Umweltforschung stärken, 
Infrastruktur effizient nutzen und For-
schungsprogramme – unter anderem zur 
Klimafolgen- und -anpassungsforschung –  
langfristig abstimmen.
www.peer.eu

Silke Beck: Das Kli-
maexperiment und 
der IPCC (Schnitt-
stellen zwischen 
Wissenschaft und 
Politik in internatio-
nalen Beziehungen)
Das Buch erklärt 
aus sozialwissen-
schaftlicher Sicht, 

wie es dem IPCC gelungen ist, wissen-
schaftliche Integrität sowie politische Rele- 
vanz und Glaubwürdigkeit seiner Experti-
sen aufrechtzuerhalten. 
metropolis Verlag für Ökonomie, Gesell-
schaft und Politik, ca. 200 Seiten,  
22,80 Euro, ISBN 978-3-89518-771-1

Climate Service Center (CSC)

PEER – europäische  
Umweltforschung
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Forschen für die Umwelt

Im Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung – UFZ erforschen Wissenschaftler die 
Ursachen und Folgen der weit reichenden Veränderungen unserer Umwelt. Ihre Aufgabe 
besteht darin, zur Lösung konkreter Umweltprobleme beizutragen. Für Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft stellen sie Wissen über die komplexen Systeme und Beziehungen in der 
Umwelt bereit und empfehlen Instrumente und Handlungskonzepte. Keine einfache Auf-
gabe, weil die Erwartungen und die Möglichkeiten der Handelnden oft weit auseinander 
gehen.
 
Die Helmholtz-Forscher befassen sich mit dem Management von Wasserressourcen und 
den Folgen des Landnutzungswandels für die biologische Vielfalt und die Ökosystemfunk-
tionen. Sie entwickeln Sanierungsstrategien, Monitoring- und Erkundungsmethoden für 
kontaminiertes Grund- und Oberflächenwasser, Böden und Sedimente. Sie untersuchen 
das Verhalten und die Wirkung von Chemikalien in der Umwelt und auf die Gesundheit 
und das Immunsystem des Menschen und arbeiten an Modellen zur Vorhersage von Um-
weltveränderungen. Dabei berücksichtigen sie sozialwissenschaftliche und ökonomische 
Fragestellungen. Die naturwissenschaftlich ausgerichtete Umweltforschung ist deshalb 
am UFZ eng mit den Human-, Sozial- und Rechtswissenschaften vernetzt. 

Die Erforschung der Wirkungen des Klimawandels spielt am UFZ eine große Rolle. Ein be-
sonderer Schwerpunkt liegt dabei auf den Folgen des Klimawandels für die Umwelt und 
die menschliche Gesundheit sowie die Entwicklung von Anpassungsstrategien und Poli-
tikmaßnahmen. Basierend auf den umfangreichen Expertisen der UFZ-Wissenschaftler 
stehen dabei Wirkungen in den Bereichen des Wasserressourcenmanagements, der ter-
restrischen Ökosysteme und der Biodiversität im Vordergrund. Die Analyse der Klimawan-
delprozesse und der Politik erfolgt dabei in einem integrativen Ansatz: unter Einbeziehung 
der relevanten Disziplinen und der Stakeholder. 

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung GmbH – UFZ
Permoserstraße 15   ·  04318 Leipzig
Telefon: 0341/235-1269  ·  e-mail: info@ufz.de  ·  www.ufz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft leistet Beiträge zur Lösung großer und drängender 
Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft durch wissenschaftliche 
Spitzenleistungen in den sechs Forschungsbereichen Energie, Erde und Umwelt, 
Gesundheit, Weltraum und Verkehr, Schlüsseltechnologien und Struktur der Materie. 
Sie ist mit 28.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 16 Forschungszentren und 
einem Jahresbudget von rund 2,8 Milliarden Euro die größte Wissenschaftsorgani-
sation Deutschlands. Ihre Arbeit steht in der Tradition des großen Naturforschers 
Hermann von Helmholtz (1821–1894). www.helmholtz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher 
Forschungszentren

UFZ-Standort Leipzig 
in der Permoserstraße 15

UFZ-Standort Halle 
in der Theodor-Lieser-Straße 4

UFZ-Standort Magdeburg 
in der Brückstraße 3a
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